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Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Mannheim vom
05.02.2019 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch fÃ¼r das
Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Der KlÃ¤ger begehrt von der Beklagten die Feststellung weiterer Unfallfolgen und
die Zuerkennung einer Verletztenrente.

Der am 1971 geborene KlÃ¤ger war im Jahr 2017 bei der Firma A-H-W-GmbH, einem
Mitgliedsunternehmen der Beklagten, beschÃ¤ftigt. Am 05.01.2017 rutschte er
wÃ¤hrend der Arbeit auf nassem Boden aus und fiel mit Hinterkopf und RÃ¼cken
auf den Betonboden. Dabei zog er sich eine SchÃ¤delprellung mit kurzer
Bewusstlosigkeit zu. AnlÃ¤sslich der stationÃ¤ren Behandlung in der BG-Unfallklinik
L. (05.01.2017 bis 07.01.2017) wurden folgende Diagnosen gestellt: â�¢ eine
okzipitale SchÃ¤delprellung, â�¢ eine BWS- und LWS-Prellung und â�¢ ein
erstgradiges SchÃ¤del-Hirn-Trauma. Hinzu kamen noch â�¢ ein Vertigo (Schwindel)
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mit Verdacht auf Commotio Labyrinthi und Tinnitus rechts (Hals-Nasen-Ohren-
Arztbericht, Dres. Z. und Kollegen, vom 11.01.2017) â�¢ eine SehstÃ¶rung auf dem
rechten Auge (Augen-Arztbericht Dr. W., vom 13.01.2017) sowie â�¢ ein
Zahnschaden (Dr. K., vom 10.2.2017). Eine neurochirurgische Untersuchung in der
UniversitÃ¤tsklinik H. am 15.01.2017 ergab keine Anhaltspunkte fÃ¼r eine
strukturelle SchÃ¤digung im Bereich der HWS. Im Anschluss an die Untersuchung
wurde der KlÃ¤ger bis 17.01.2017 stationÃ¤r aufgenommen, die zunÃ¤chst
vermutete Vertebralisdisektion konnte jedoch nicht bestÃ¤tigt werden. Die MRT des
SchÃ¤dels vom 18.01.2017 erbrachte einen unauffÃ¤lligen Befund. SchlieÃ�lich
wurde am 04.02.2017 noch eine MRT der HWS durchgefÃ¼hrt, wobei linksseitige
kleine thoracale BandscheibenvorfÃ¤lle mit Einengung der cervicalen
Neuroforamina durch eine Retrospondylose festgestellt wurden.

Vom 05.02.2017 bis 10.02.2017 wurde dem KlÃ¤ger im Krankenhaus-S. (H.)
wÃ¤hrend eines stationÃ¤ren Aufenthalts die Gallenblase entfernt.

Am 22.02.2017 musste sich der KlÃ¤ger wegen des Verdachts auf eine Koronare-
Herzkrankheit einer Koronarangiographie unterziehen, bei der keine Stenosen
festgestellt wurden.

Wegen anhaltender Beschwerdesymptomatik wurde der KlÃ¤ger am 28.02.2017 zur
DurchfÃ¼hrung einer komplexen Rehabilitation stationÃ¤r in die BG-Unfallklinik in
L. aufgenommen. Aufgrund der am 29.03.2017 diagnostizierten
Beinvenenthrombose des linken Unterschenkels mit kleiner Lungenembolie (rechts)
erfolgte eine Verlegung in das Krankenhaus z. G.-H. in L. verlegt. In dem Bericht
dieser Klinik ist vermerkt, dass anamnestisch der Verdacht auf eine Thrombose zu
einem frÃ¼heren Zeitpunkt bestanden habe, zudem habe es in der Familie des
KlÃ¤gers TodesfÃ¤lle durch GefÃ¤Ã�erkrankungen gegeben.

Im Abschlussbericht vom 05.05.2017 gab die BG-Unfallklinik an, beim KlÃ¤ger liege
eine ausgeheilte HWS-Distorsion sowie eine Prellung der BWS und der LWS nach
Sturz am 05.01.2017 vor, neurologische Unfallfolgen seien auszuschlieÃ�en. Das
unfallmedizinische Heilverfahren kÃ¶nne abgeschlossen werden. Folgen des Sturzes
vom 05.01.2017 lÃ¤gen jetzt nicht mehr vor, die weitere Behandlung bzw.
ArbeitsunfÃ¤higkeit gehe zu Lasten der gesetzlichen Krankenversicherung. Eine
Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) in rentenberechtigendem AusmaÃ� werde
nicht verbleiben.

Mit Bescheid vom 24.05.2017 erkannte die Beklagte das Ereignis vom 05.01.2017
als Arbeitsunfall an. Unfallbedingte ArbeitsunfÃ¤higkeit und
BehandlungsbedÃ¼rftigkeit habe bis 04.05.2017 vorgelegen. Die
darÃ¼berhinausgehende ArbeitsunfÃ¤higkeit und BehandlungsbedÃ¼rftigkeit
beruhe auf diversen unfallunabhÃ¤ngigen Erkrankungen (tiefe Beinvenenthrombose
mit Lungenembolie, Hoden- bzw. NebenhodenentzÃ¼ndung, Beschleunigung des
Puls, Angina Pectoris, lumbale BandscheibenvorfÃ¤lle, unklare Raumforderung der
Lunge). Ein Anspruch auf Verletztenrente bestehe nicht.

Den hiergegen erhobenen Widerspruch wies die Beklagte mit Widerspruchsbescheid

                               2 / 9



 

vom 25.09.2017 zurÃ¼ck. Der Sturz vom 05.01.2017 habe nicht zu bleibenden
GesundheitsschÃ¤den gefÃ¼hrt. Die Ã¼ber den 04.05.2017 hinaus bestehenden
GesundheitsstÃ¶rungen stellten lediglich degenerative, also schicksalsmÃ¤Ã�ige
VerÃ¤nderungen dar und kÃ¶nnten nicht mit der gebotenen Wahrscheinlichkeit auf
den Arbeitsunfall vom 05.01.2017 zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden. Ã�ber den 04.05.2017
hinaus bestehe kein Anspruch auf Heilbehandlung. Da keine Unfallfolgen verblieben
seien, bestehe auch kein Anspruch auf Rente.

Am 10.10.2017 hat der KlÃ¤ger Klage zum Sozialgericht Mannheim (SG) erhoben. Er
sehe die am 29.03.2017 wÃ¤hrend der unfallbedingten Rehabilitation festgestellte
"tiefe Beinvenenthrombose mit Lungenembolie" wegen der er bis in den November
2017 hinein arbeitsunfÃ¤hig gewesen sei, als (mittelbare) Folge des Arbeitsunfalls
vom 05.01.2017 an. Er hat die Anerkennung der tiefen Beinvenenthrombose als
Folge des Arbeitsunfalls sowie die GewÃ¤hrung einer Rente beantragt.

Das SG hat die FachÃ¤rztin fÃ¼r Innere Medizin und an Angiologie Dr. Kr. als
sachverstÃ¤ndige Zeugin befragt. Mit Schreiben vom 18.12.2017 hat sie berichtet,
dass der KlÃ¤ger anamnestisch vor dem Arbeitsunfall vom 05.01.2017 noch keine
Thrombose bzw. Lungenembolie erlitten habe. Im Rahmen der Thrombophilie-
Diagnostik sei ein "harter Thromboserisikofaktor" ausgeschlossen worden; es habe
sich lediglich eine ErhÃ¶hung des LPa sowie eine leichte Hyper-HomocysteinÃ¤mie
gezeigt. Nach ihrer Kenntnis sei in der Familie des KlÃ¤gers eine HÃ¤ufung von
GefÃ¤Ã�erkrankungen und diesbezÃ¼glichen Risikofaktoren nicht bekannt. Als
Ursache der im MÃ¤rz 2017 erlittenen Thrombose mit Lungenembolie kÃ¶nne
deshalb eine Immobilisierung im Rahmen des Arbeitsunfalls bzw. im Verlauf der
Rehabilitation "nicht sicher ausgeschlossen werden". Allerdings entziehe es sich
ihrer Kenntnis, ob die im MÃ¤rz diagnostizierte Thrombose "frischer Genese" sei
oder sich bereits "zu einem frÃ¼heren Zeitpunkt ausgebildet" habe. Letzteres
wÃ¼rde die verzÃ¶gerte, bis heute inkomplette Rekanalisation unter der oralen
Antikoagulation erklÃ¤ren.

Das SG hat zudem auf Antrag des KlÃ¤gers ein Gutachten nach Â§ 109
Sozialgerichtsgesetz (SGG) beim Facharzt fÃ¼r Neurologie Prof. Dr. G. eingeholt.
Dieser hat nach umfassender klinischer und technischer Untersuchung des KlÃ¤gers
unter Einbeziehung eines elektrophysiologischen Zusatzgutachtens und einer
Neurosonographie unter dem 30.07.2018 zusammenfassend ausgefÃ¼hrt, der
KlÃ¤ger habe sich am 05.01.2017 ein leichtes SchÃ¤del-Hirn-Trauma ersten Grades
zugezogen. Auf neurologischem Fachgebiet lÃ¤gen keine objetivierbaren
funktionellen BeeintrÃ¤chtigungen vor. Die vorgebrachten Beschwerden seien mit
Sicherheit nicht auf das leichte SchÃ¤del-Hirn-Trauma zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Die
Verletzung des KlÃ¤gers sei "schlechterdings nicht geeignet", die hier in Rede
stehende Thrombose bzw. Embolie, welche am 29.03.2017 festgestellt worden sei,
"wesentlich zu verursachen". Auf der anderen Seite bestehe kein erhÃ¶htes
Thromboserisiko, da der KlÃ¤ger nicht an einer vererbbaren GerinnungsstÃ¶rung
leide. Gleichwohl kÃ¶nne der dreitÃ¤gige stationÃ¤re Aufenthalt zur Behandlung
der Unfallfolgen (Januar 2017) nicht als Ursache der Thrombose bzw. Embolie
angesehen werden. Denn insofern fehle der "Nachweis eines PrimÃ¤rschadens in
Form einer substantiellen HirnschÃ¤digung", welche als wesentliche Ursache zu
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einer tiefen Beinvenenthrombose hÃ¤tte beitragen kÃ¶nnen.

Mit Urteil vom 05.02.2019, dem KlÃ¤ger zugestellt am 07.02.2019, hat das SG die
Klage abgewiesen. Die tiefe Beinvenenthrombose sei nach der Lehre der rechtlich
wesentlichen Ursache nicht auf den Unfall zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Zwar kÃ¶nne eine
Immobilisierung das Thromboserisiko erhÃ¶hen, jedoch kÃ¶nne zum einen schon
nicht davon ausgegangen werden, dass der KlÃ¤ger wÃ¤hrend des
Rehabilitationsaufenthalts in Lu. bettlÃ¤gerig gewesen sei, zum anderen lÃ¤gen
beim KlÃ¤ger weitere Risikofaktoren vor. Eine Beiladung der Krankenkasse sei nicht
erfolgt, da die Zahlung von Krankengeld von weiteren Faktoren abhÃ¤nge.

Gegen das Urteil wendet sich der KlÃ¤ger mit seiner am 07.03.2019 beim
Landessozialgericht (LSG) Baden-WÃ¼rttemberg eingelegten Berufung. Das SG
habe lediglich vermutet, dass er wÃ¤hrend des Reha-Aufenthalts nicht bettlÃ¤gerig
gewesen sei.

Der KlÃ¤ger beantragt,

Das Urteil des Sozialgerichts Mannheim vom 05.02.2019 aufzuheben und die
Beklagte unter AbÃ¤nderung des Bescheids vom 24.05.2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 25.09.2017 zu verurteilen, die tiefe
Beinvenenthrombose mit Lungenembolie als Folge des Arbeitsunfalls vom
05.01.2017 anzuerkennen und Verletztenrente in gesetzlicher HÃ¶he zu
gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Auf Nachfrage des Senats hat die Unfallklinik L. mitgeteilt, der KlÃ¤ger sei in ein
multimodales Therapiekonzept bestehend aus intensiver Physio- und Ergotherapie
eingebunden gewesen.

Wegen der Einzelheiten im Sachverhalt sowie im Vorbringen der Beteiligten wird auf
die beigezogenen Verwaltungsakten der Beklagten sowie die Gerichtsakten erster
und zweiter Instanz Bezug genommen.

II.

Der Senat konnte die Berufung nach AnhÃ¶rung der Beteiligten gemÃ¤Ã� Â§ 153
Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) durch Beschluss zurÃ¼ckweisen, da er sie
einstimmig fÃ¼r unbegrÃ¼ndet und eine mÃ¼ndliche Verhandlung nicht fÃ¼r
erforderlich hÃ¤lt. GrÃ¼nde fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung einer mÃ¼ndlichen
Verhandlung wurden von den Beteiligten nicht vorgebracht und liegen auch nicht
vor.
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Die nach Â§Â§ 143, 144 SGG statthafte Berufung des KlÃ¤gers ist auch im Ã�brigen
zulÃ¤ssig, insbesondere form- und fristgerecht (Â§ 151 Abs. 1 und 2 SGG) erhoben,
jedoch nicht begrÃ¼ndet.

Gegenstand des Berufungsverfahrens ist der Bescheid vom 24.05.2017 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 25.09.2017. Der KlÃ¤ger begehrt â��
neben der GewÃ¤hrung von Verletztenrente â�� die Verurteilung der Beklagten, die
im VerfÃ¼gungssatz des angefochtenen Bescheids die Feststellung weiterer
GesundheitsstÃ¶rungen als Unfallfolge abgelehnt hatte, die Beinvenenthrombose
mit Lungenembolie als Folge des Arbeitsunfalls anzuerkennen. Dieses Begehren
verfolgt der KlÃ¤ger zulÃ¤ssigerweise im Wege der kombinierten Anfechtungs-,
Verpflichtungs- und Leistungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4 SGG (zum
Wahlrecht zwischen Verpflichtungs- und Feststellungsklage: Bundessozialgericht
[BSG], Urteil vom 15.05.2012, B 2 U 31/11 R, juris unter Hinweis auf BSG, Urteil vom
05.07.2011, B 2 U 17/10 R, juris).

1. Feststellung weiterer Unfallfolgen

Nach Â§ 8 Abs. 1 Satz 1 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VII) sind
ArbeitsunfÃ¤lle UnfÃ¤lle von Versicherten infolge einer den Versicherungsschutz
nach Â§Â§ 2, 3 oder 6 SGB VII begrÃ¼ndenden TÃ¤tigkeit. UnfÃ¤lle sind zeitlich
begrenzte, von auÃ�en auf den KÃ¶rper einwirkende Ereignisse, die zu einem
Gesundheitsschaden oder zum Tod fÃ¼hren (Â§ 8 Abs. 1 Satz 2 SGB VII).

Nach der Rechtsprechung des BSG ist fÃ¼r einen Arbeitsunfall im Regelfall
erforderlich, dass die Verrichtung des Versicherten zur Zeit des Unfalls einer
versicherten TÃ¤tigkeit zuzurechnen (innerer beziehungsweise sachlicher
Zusammenhang) ist sowie diese Verrichtung wesentlich ein zeitlich begrenztes, von
auÃ�en auf den KÃ¶rper einwirkendes Ereignis (Unfallereignis) verursacht
(UnfallkausalitÃ¤t) und das Unfallereignis wesentlich einen Gesundheitserstschaden
oder den Tod des Versicherten verursacht (haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t) hat
(BSG, Urteil vom 31.01.2012, B 2 U 2/11 R, juris, unter Hinweis auf BSG, Urteil vom
29.11.2011, B 2 U 10/11 R, juris; BSG, Urteil vom 18.01.2011, B 2 U 9/10 R, juris;
BSG, Urteil vom 18.11.2008, B 2 U 27/07 R, juris).

Bei der objektiven Verursachung kommt es darauf an, dass die versicherte
Verrichtung fÃ¼r das Unfallereignis und dadurch fÃ¼r den Gesundheitserstschaden
oder den Tod eine (Wirk-)Ursache war. (Wirk-)Ursachen sind nur solche
Bedingungen, die erfahrungsgemÃ¤Ã� die infrage stehende Wirkung ihrer Art nach
notwendig oder hinreichend herbeifÃ¼hren. Insoweit ist Ausgangspunkt die
naturwissenschaftlich-philosophische Bedingungstheorie, nach der schon jeder
beliebige Umstand als notwendige Bedingung eines Erfolgs gilt, der nicht
hinweggedacht werden kann, ohne dass der Erfolg entfiele (conditio-sine-qua-non).
Ob die versicherte Verrichtung eine Wirkursache in diesem Sinne war, ist eine rein
tatsÃ¤chliche Frage. Sie muss aus der nachtrÃ¤glichen Sicht (ex post) nach dem
jeweils neuesten anerkannten Stand des Fach- und Erfahrungswissens Ã¼ber
Kausalbeziehungen beantwortet werden. Steht die versicherte TÃ¤tigkeit als eine
der (Wirk-) Ursachen fest, muss sich auf der zweiten Stufe die Einwirkung rechtlich
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unter WÃ¼rdigung auch aller weiteren auf der ersten Stufe festgestellten
mitwirkenden unversicherten Ursachen als Realisierung einer in den Schutzbereich
des jeweils erfÃ¼llten Versicherungstatbestandes fallenden Gefahr darstellen. Bei
dieser reinen Rechtsfrage nach der Wesentlichkeit der versicherten Verrichtung
fÃ¼r den Erfolg der Einwirkung muss entschieden werden, ob sich durch das
versicherte Handeln ein Risiko verwirklicht hat, gegen das der jeweils erfÃ¼llte
Versicherungstatbestand gerade Schutz gewÃ¤hren soll (BSG, Urteil vom
04.12.2014, B 2 U 18/13 R, juris, unter Hinweis auf BSG, Urteil vom 26.06.2014, B 2
U 4/13 R, juris; BSG, Urteil vom 13.11.2012, B 2 U 19/11 R, juris; BSG, Urteil vom
24.07.2012, B 2 U 9/11 R, juris).

Nach der Theorie der wesentlichen Bedingung werden als kausal und
rechtserheblich nur solche Ursachen angesehen, die wegen ihrer besonderen
Beziehung zum Erfolg zu dessen Eintritt wesentlich mitgewirkt haben. Welche
Ursache wesentlich ist und welche nicht, muss aus der Auffassung des praktischen
Lebens Ã¼ber die besondere Beziehung der Ursache zum Eintritt des Erfolgs
beziehungsweise Gesundheitsschadens abgeleitet werden. FÃ¼r die wertende
Entscheidung Ã¼ber die Wesentlichkeit einer Ursache ist allein relevant, ob das
Unfallereignis wesentlich war. Ob eine konkurrierende Ursache es war, ist
unerheblich. "Wesentlich" ist nicht gleichzusetzen mit "gleichwertig" oder
"annÃ¤hernd gleichwertig". Auch eine nicht annÃ¤hernd gleichwertige, sondern
rechnerisch verhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig niedriger zu bewertende Ursache kann fÃ¼r den
Erfolg rechtlich wesentlich sein, solange die andere(n) Ursache(n) keine
Ã¼berragende Bedeutung hat (haben). Ist jedoch eine Ursache oder sind mehrere
Ursachen gemeinsam gegenÃ¼ber einer anderen von Ã¼berragender Bedeutung,
so ist oder sind nur die erstgenannte(n) Ursache(n) "wesentlich" und damit
Ursache(n) im Sinne des Sozialrechts. Die andere Ursache, die zwar
naturwissenschaftlich ursÃ¤chlich ist, aber nicht als "wesentlich" anzusehen ist und
damit als Ursache nach der Theorie der wesentlichen Bedingung und im Sinne des
Sozialrechts ausscheidet, kann in bestimmten Fallgestaltungen als
"Gelegenheitsursache" oder AuslÃ¶ser bezeichnet werden. FÃ¼r den Fall, dass die
kausale Bedeutung einer Ã¤uÃ�eren Einwirkung mit derjenigen einer bereits
vorhandenen krankhaften Anlage zu vergleichen und abzuwÃ¤gen ist, ist darauf
abzustellen, ob die Krankheitsanlage so stark oder so leicht ansprechbar war, dass
die "AuslÃ¶sung" akuter Erscheinungen aus ihr nicht besonderer, in ihrer Art
unersetzlicher Ã¤uÃ�erer Einwirkungen bedurfte, sondern dass jedes andere
alltÃ¤glich vorkommende Ereignis zu derselben Zeit die Erscheinung ausgelÃ¶st
hÃ¤tte. Bei der AbwÃ¤gung kann der Schwere des Unfallereignisses Bedeutung
zukommen. Dass der Begriff der "Gelegenheitsursache" durch die Austauschbarkeit
der versicherten Einwirkung gegen andere alltÃ¤glich vorkommende Ereignisse
gekennzeichnet ist, berechtigt jedoch nicht zu dem Umkehrschluss, dass bei einem
gravierenden, nicht alltÃ¤glichen Unfallgeschehen oder besonderen Problemen in
der anschlieÃ�enden Heilbehandlung, ein gegenÃ¼ber einer Krankheitsanlage
rechtlich wesentlicher Ursachenbeitrag ohne Weiteres zu unterstellen ist.
Gesichtspunkte fÃ¼r die Beurteilung der besonderen Beziehung einer versicherten
Ursache zum Erfolg sind neben der versicherten Ursache beziehungsweise dem
Ereignis als solchem, einschlieÃ�lich der Art und des AusmaÃ�es der Einwirkung,
die konkurrierende Ursache unter BerÃ¼cksichtigung ihrer Art und ihres
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AusmaÃ�es, der zeitliche Ablauf des Geschehens â�� eine Ursache ist nicht
deswegen wesentlich, weil sie die letzte war â��, weiterhin RÃ¼ckschlÃ¼sse aus
dem Verhalten des Verletzten nach dem Unfall, den Befunden und Diagnosen des
erstbehandelnden Arztes sowie der gesamten Krankengeschichte. ErgÃ¤nzend kann
der Schutzzweck der Norm heranzuziehen sein. Wenn auch die Theorie der
wesentlichen Bedingung im Unterschied zu der an der generellen Geeignetheit einer
Ursache orientierten AdÃ¤quanztheorie auf den Einzelfall abstellt, bedeutet dies
nicht, dass generelle oder allgemeine Erkenntnisse Ã¼ber den
Ursachenzusammenhang bei der Theorie der wesentlichen Bedingung nicht zu
berÃ¼cksichtigen oder bei ihr entbehrlich wÃ¤ren. Die KausalitÃ¤tsbeurteilung hat
auf der Basis des aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisstandes Ã¼ber die
MÃ¶glichkeit von UrsachenzusammenhÃ¤ngen zwischen bestimmten Ereignissen
und der Entstehung bestimmter Krankheiten zu erfolgen. Das schlieÃ�t eine
PrÃ¼fung ein, ob ein Ereignis nach wissenschaftlichen MaÃ�stÃ¤ben Ã¼berhaupt
geeignet ist, eine bestimmte kÃ¶rperliche oder seelische StÃ¶rung hervorzurufen
(BSG, Urteil vom 09.05.2006, B 2 U 1/05 R, juris).

Hinsichtlich des BeweismaÃ�stabes gilt fÃ¼r die BeweiswÃ¼rdigung, dass das
Unfallereignis sowie die GesundheitsschÃ¤den im Grad des Vollbeweises, also mit
an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit feststehen mÃ¼ssen. FÃ¼r die nach
der Theorie der wesentlichen Bedingung zu beurteilenden
UrsachenzusammenhÃ¤nge zwischen dem Unfallereignis und den als Unfallfolgen
geltend gemachten GesundheitsstÃ¶rungen ist die hinreichende Wahrscheinlichkeit
erforderlich; die bloÃ�e MÃ¶glichkeit genÃ¼gt insoweit nicht (BSG, Urteil vom
04.07.2013, B 2 U 11/12 R, juris, unter Hinweis auf BSG, Urteil vom 29.11.2011, B 2
U 26/10 R, juris; BSG, Urteil vom 15.09.2011, B 2 U 25/10 R, juris; BSG, Urteil vom
15.09.2011, B 2 U 22/10 R, juris; BSG, Urteil vom 02.04.2009, B 2 U 30/07 R, juris;
BSG, Urteil vom 02.04.2009, B 2 U 9/08 R, juris). Es gelten die allgemeinen Regeln
der materiellen Beweislast. Danach trÃ¤gt derjenige, der ein Recht fÃ¼r sich
beansprucht, nach AusschÃ¶pfung aller MÃ¶glichkeiten der Ermittlung die
materielle Beweislast fÃ¼r das Vorliegen der tatsÃ¤chlichen Voraussetzungen
dieses Rechts (BSG, Urteil vom 18.11.2008, B 2 U 27/07 R, juris). So darf nicht aus
einem rein zeitlichen Zusammenhang und der Abwesenheit konkurrierender
Ursachen automatisch auf die Wesentlichkeit der einen festgestellten
naturwissenschaftlich-philosophischen Ursache geschlossen werden (BSG, Urteil
vom 09.05.2006, B 2 U 1/05 R, juris).

Dem KlÃ¤ger gelingt es nicht, den Ursachenzusammenhang zwischen der tiefen
Beinvenenthrombose sowie der Lungenembolie und dem Arbeitsunfall vom
05.01.2017 hinreichend wahrscheinlich zu machen. Zwar erkennt der Senat
grundsÃ¤tzlich an, dass eine Immobilisierung, also die Ruhigstellung des KÃ¶rpers
(Bettruhe) oder eines grÃ¶Ã�eren Gliedmassenabschnitts (Gipsverband) das
Thromboserisiko erhÃ¶hen kann (zur Entstehung einer Thrombose vgl.
SchÃ¶nberger/ Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 9. Auflage
2017, Seiten 632 ff.). Insoweit ist es â�� wenn auch aufgrund der langen zeitlichen
Latenz sehr fraglich â�� mÃ¶glich, dass die stationÃ¤re Behandlung der
Unfallfolgen vom 05.01.2017 zur Entstehung der tiefen Beinvenenthrombose links
mit Lungenembolie beigetragen haben kÃ¶nnte. In Bezug auf den Aufenthalt des
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KlÃ¤gers der BG-Unfallklinik L. zur stationÃ¤ren Rehabilitation (MÃ¤rz 2017) ist dies
aber schon aus tatsÃ¤chlichen GrÃ¼nden sehr zweifelhaft. WÃ¤hrend dieser Zeit
war der KlÃ¤ger gerade nicht bettlÃ¤gerig, er war vielmehr in ein multimodales
Konzept aus Physio- und Ergotherapie eingebunden. Dabei hat er nach Auskunft der
BG-Unfallklinik sowohl MaÃ�nahmen in Gruppen- als auch in Einzeltherapie besucht.
Es sind BewegungsbÃ¤der der WirbelsÃ¤ule, GanzkÃ¶rpertraining, medizinische
GanzkÃ¶rpertherapie sowie physio- und ergotherapeutische Einzelbehandlungen
zur Anwendung gekommen. Des Weiteren hat der KlÃ¤ger an Therapien im Rahmen
der WirbelsÃ¤ulengruppe teilgenommen. Er war folglich gerade nicht immobil im
Bett. Daneben lagen weitere unfallunabhÃ¤nige Thromboserisikofaktoren vor. So
wurde der KlÃ¤ger vor der Aufnahme in die BG-Unfallklinik in L. nochmals im
Februar fÃ¼nf Tage stationÃ¤r aufgenommen, als seine Gallenblase entfernt
worden war. AuÃ�erdem besteht beim KlÃ¤ger nach Auskunft seiner behandelnden
Angiologin Dr. Kr. eine leichtgradige Thrombophilie. Hinzu kommt noch die ebenfalls
unfallunabhÃ¤ngige Koronare-Herzkrankheit des KlÃ¤gers. Somit ist es letztlich
nicht mÃ¶glich, selbst unter BerÃ¼cksichtigung des
WahrscheinlichkeitsmaÃ�stabes eine verlÃ¤ssliche Aussage zur Ursache der "tiefen
Beinvenenthrombose mit Lungenembolie" zu treffen. Somit kann sich der Senat
nicht davon Ã¼berzeugen, dass die tiefe Beinvenenthrombose mit Lungenembolie
mit hinreichender Wahrscheinlichkeit auf das Unfallereignis vom 05.01.2017
zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist. Dies wird auch, fÃ¼r den Senat plausibel und
nachvollziehbar, von der behandelnden Angiologin bestÃ¤tigt, die angegeben hat,
dass die verzÃ¶gerte Rekanalisation unter der oralen Antikoagulation eher gegen
eine frische (und damit unmittelbar oder mittelbar durch den Sturz vom 05.01.2017
bedingte) Thrombose spricht. Auch Prof. Dr. G. hat in seinem Gutachten den
Kausalzusammenhang ausgeschlossen.

Weitere neurologische BeeintrÃ¤chtigungen als Unfallfolge macht der KlÃ¤ger nicht
geltend. DarÃ¼ber hinaus hat auch Prof. Dr. G. nachvollziehbar weitere
neurologische Unfallfolgen verneint. Der Senat hat keinen Anlass an den
AusfÃ¼hrungen im Gutachten von Prof. Dr. G. zu zweifeln. Er hat den KlÃ¤ger
ausfÃ¼hrlich befragt und untersucht und kommt auf dieser Basis zu
nachvollziehbaren Schlussfolgerungen.

2. Anspruch auf Verletztenrente

Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf die begehrte Verletztenrente. GemÃ¤Ã� Â§ 56
SGB VII wird eine Verletztenrente gewÃ¤hrt, wenn der Verletzte in Folge eines
Versicherungsfalls Ã¼ber die 26. Woche nach dem Versicherungsfall hinaus
wenigstens um 20 v. H. in seiner ErwerbsfÃ¤higkeit gemindert ist. Dies ist beim
KlÃ¤ger nicht der Fall. Da die Thrombose nicht mit ausreichender
Wahrscheinlichkeit auf den Unfall vom 05.01.2017 zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden kann
und auch keine weiteren neurologischen BeeintrÃ¤chtigungen vorliegen, liegen
keine Ã¼ber die 26. Woche hinausgehenden Folgen des Versicherungsfalles vor.

3. Beiladung

Eine Beiladung der Barmer Ersatzkasse erfolgt nicht, da weder ein Fall der
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notwendigen noch der einfachen Beiladung vorliegt. Nach Â§ 75 Abs. 1 Satz 1 SGG
kann das Gericht von Amts wegen oder auf Antrag andere, deren berechtigte
Interessen durch die Entscheidung berÃ¼hrt werden, beiladen (einfache Beiladung).
Nach Â§ 75 Abs. 2 SGG sind Dritte beizuladen, wenn sie an dem streitigen
RechtsverhÃ¤ltnis derart beteiligt sind, dass die Entscheidung auch ihnen
gegenÃ¼ber nur einheitlich ergehen kann oder wenn sich im Verfahren ergibt, dass
bei der Ablehnung des Anspruchs ein anderer VersicherungstrÃ¤ger als
leistungspflichtig in Betracht kommt (notwendige Beiladung). Eine (echte)
notwendige Beiladung nach Â§ 75 Abs. 2, 1. Fall SGG ist nicht erforderlich, da der
Inhalt der Entscheidung nicht unmittelbar in die RechtssphÃ¤re der Krankenkassen
eingreift (BSG, Urteil vom 08.10.2019, B 1 A 3/19 R, juris). Nicht ausreichend ist,
dass die Entscheidung gegenÃ¼ber der Krankenkasse logisch notwendig einheitlich
ergehen muss, vielmehr mÃ¼ssten die Rechte der Krankenversicherung aktiv
gestaltet werden (BSG, Urteil vom 05.09.2019, B 8 SO 15/18 R). Eine (unechte)
notwendige Beiladung nach Â§ 75 Abs. 2, 2. Fall SGG kommt ebenfalls nicht
Betracht, da der KlÃ¤ger lediglich Verletztenrente beantragt hat. Eine solche
Leistung hat im Recht der gesetzlichen Krankenversicherung, im Gegensatz zum
Verletztengeld, keine Entsprechung, so dass eine Verurteilung der Krankenkasse
nicht mÃ¶glich ist (anders zum Verletztengeld: BSG, Urteil vom 30.11.2018, B 3 KR
38/17). Eine einfache Beladung nach Â§ 75 Abs. 1 SGG erachtet der Senat als nicht
zweckmÃ¤Ã�ig, da der KlÃ¤ger die GewÃ¤hrung von Verletztengeld nicht beantragt
hat.

Die Berufung war nach alledem zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 Satz 1 SGG.

Die Revision ist nicht zuzulassen, da keiner der GrÃ¼nde des Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1
und 2 SGG gegeben ist.

Erstellt am: 25.11.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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